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Wenn Personen finanzielle Schwierigkeiten haben, ist dies für deren berufliches Umfeld oft 
wahrnehmbar. So erkennen Arbeitgeber dies zum Beispiel durch häufiges Nachfragen nach 
Lohnerhöhungen, Zusatzschichten oder Lohnvorschüssen. Hält der finanzielle Druck länger an, 
kann sich dies durch Häufung von Fehlzeiten, Leistungsabnahme und generelle Reizbarkeit 
auch auf das Klima und die Produktivität am Arbeitsort auswirken. 

In grösseren Firmen bestehen eher Kapazitäten und fachliche Expertise in einer Human 
Resources Abteilung, um mit diesen Personen das Gespräch zu suchen und gemeinsam unter 
Beizug bestehender Anlaufstellen und Berücksichtigung verschiedener bestehender 
Sozialleistungen einen Plan zu erarbeiten. So kann der Person geholfen werden, aus der 
finanziell schwierigen Lage herauszukommen oder mindestens eine Verbesserung zu bewirken.  

In kleineren Unternehmungen besteht oft keine Human Resources oder Payroll Abteilung, die 
parallel zu den vorgesetzten Personen die obengenannten Muster erkennen und darauf 
reagieren könnte. Dort kann es vorkommen, dass die Anzeichen für finanzielle Schwierigkeiten 
bei einer angestellten Person zwar wahrgenommen werden, diese aber aus vielfältigen 
Gründen nicht angesprochen werden. Der betroffenen Person wird nicht geholfen, obwohl die 
Hilfsbedürftigkeit offensichtlich ist. Betroffen davon kann auch der Arbeitgeber sein: Der Firma 
können durch Ausfälle, gedankliche Abwesenheit, Stellenwechsel, Vakanzen, 
Rekrutierungskosten etc. Nachteile erwachsen. 

Betroffenen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern und ihren Arbeitgebern, insbesondere 
Kleinbetrieben, könnte mit der Zurverfügungstellung von Informationsmaterial über bestehende 
Beratungs- und Unterstützungsangebote geholfen werden. 

Inhalt solcher Informations-Tools sollten Angaben über kantonale und private Beratungsstellen, 
Anspruchsberechtigungen für staatliche Unterstützung/Sozialleistungen und zur dafür 
notwendigen Gesuchstellung bilden. Für die Erarbeitung scheint es sinnvoll, die Organisationen 
der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber zu konsultieren, die auch für die Propagierung und 
Verteilung des Informationsmaterials beigezogen werden sollen. 

Die Anzugstellenden bitten den Regierungsrat zu prüfen und berichten: 

- Ob die Erarbeitung des beschriebenen Informationsmaterials unter Mitwirkung der 
Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen zur Abgabe an Betroffene durch deren 
Arbeitgeber vom Kanton in die Wege geleitet werden kann. 
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